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Beratung und Beschlussfassung - Terminänderung zum Bürgerentscheid (hier: 
Standortfrage des gepl. Gemeindezentrums Mönchgut) (Beschluss-Nr.: 451-
32/23) 
 
 
Sachvortrag/Begründung: 
Die Gemeinde Ostseebad Mönchgut plant aktuell ein Gemeindezentrum am 
Standort gegenüber der Grundschule Mönchgut im Ort Gager/Groß Zicker 

 

Dienstleistungszentrum abbilden. Damit entfallen die Altstandorte teilweise. 

-
Sta -Information 
weitergenutzt werden.  

für die Orte Thiessow und Groß Zicker, die Kurverwaltung mit Bauhof und eine 
Arztpraxis entwickelt. Änderungen bleiben vorbehalten.   
 
Auf Antrag des Gemeindevertreters Herrn Masuch wurde am 29.06.2023 der 
Grundsatzbeschluss über die Durchführung eines Bürgerentscheides gefasst. 
Der Beschluss wurde der Rechtsaufsichtsbehörde am 05.07.2023 zur 
Benehmensherstellung übersendet. Diese stellte am 12.07.2023 das Benehmen 
her und teilte mit: 
 

Gegen die vorliegende Beschlussvorlage zur Durchführung eines Bürgerentscheids per 
Briefwahl zur Frage: 

,,Soll der neue kommunale und touristische Dienstleistungskomplex 
(Gemeindezentrum, Kurverwaltung mit Wirtschaftshof, neuer zweiter Feuerwehr 
und Arztpraxis) am zentralen Standort an der Boddenstraße gegenüber der 
Grundschule Mönchgut als Ersatz für die Altstandorte errichtet werden?" 

 

bestehen keine rechtsaufsichtlichen Bedenken. 
 

Der finale Beschluss über die Initiierung eines Bürgerentscheides durch die 
Gemeindevertretung (Vertreterbegehren) wurde am 13.07.2023 mit der Nummer: 
451-32/23 gefasst. 
 
Mitte September erhielt das Amt Mönchgut-Granitz (Herr Fründt und Herr 
Schellschmidt) die telefonische Information der Rechtsaufsicht, dass auf 
Grund von Einwendungen gegen den geplanten Bürgerentscheid nochmal die 
Sachlage geprüft werde. Das Amt Mönchgut-Granitz solle solang keine 
abschließende Klärung erfolgt ist, keine weiteren Vorbereitungen (Erstellung 
Wahlbriefe, Erstellung Stimmzettel, Postverträge, Wahlhelfer, etc.) zum 
Bürgerentscheid treffen.  
 
 



Die Rechtsaufsicht teilte weiter mit, dass die Einwendungen sich zum einen 
auf die Vereinbarkeit des Bürgerentscheides mit dem Gebietsänderungsvertrag
und zum anderen mit der Fragestellung an sich beziehen. Dies werde nun mit 
dem Innenministerium geprüft.

Die Freigabe der Fragestellung erfolgte am 20.09.2023. Auszug der E-Mail des 
Innenministeriums:     

  
Weiterhin steht die Klärung des Gebietsänderungsvertrages aus. Die untere 
Rechtsaufsicht forderte dazu am 25.09.2023 eine Stellungnahme des Amtes 
Mönchgut-Granitz ab. Fristende war der 11.10.2023. (Schreiben uRAB und 
Stellungnahme Amt M-G  siehe Anlagen) 
 
Nach entsprechender Stellungnahme des Amtes und Nachfragen diesseits teilte 
die Rechtaufsicht mit, dass keine abschließende Klärung erfolgte, dennoch 
diese zeitnah erfolgen wird (Ende Oktober). Da zeitweilig die Rechtsaufsicht 
diesen Termin weiter aufschob und damit die weiteren Fristen, die mit dem 
04.01.2024 im Zusammenhang stehen, gefährdete, forderte Herr Fründt den 
Landrat auf, eine Stellungnahme zeitnah abzugeben (08.11.2023). Die 
Rechtsaufsicht teilte nunmehr am 10.11.2023 schriftlich mit, dass der 
Bürgerentscheid unverändert durchgeführt werden könne.  
 
Um einen Bürgerentscheid ordnungsgemäß vorbereiten zu können sind mindestens 
2 Monate erforderlich. Auf Grund weiter Arbeitsaufwände im Fachamt (u.a. 
Bürgermeisterwahl Sellin) konnte eine ordnungsgemäße Durchführung mit Datum 
der Freigabe durch die Rechtsaufsichtsbehörde nicht mehr gewährleistet 
werden. Neben dieser Beschlussfassung laufen derzeit die Vorbereitungen, 
jedoch wird ein späterer Termin auf Grund der Versendung der Unterlagen an 
die Wahlberechtigten erforderlich (Zeitraum 2  6 Wochen vor dem 
Bürgerentscheid).  
Nunmehr wird der Gemeindevertretung ein alternativer Termin zur Durchführung 
des Bürgerentscheides vorgeschlagen.     
 
 
Stellungnahme des zuständigen Sachgebietes unter rechtlich und fachlich 
abgesicherter Prüfung gemäß § 127 Abs. 1 Satz 1 KV M-V: 
 

Folgende Voraussetzungen sind für diese Beschlussfassung zu beachten: 
1. Beschluss der Gemeindevertretung mit Mehrheit aller Mitglieder:  
Gemäß § 20 Abs. 3 KV M-V ist die Durchführung eines Bürgerentscheides durch 
Vertreterbegehren mit der Mehrheit aller Mitglieder zu beschließen (absolute 
Mehrheit). Die Mehrheit aller Mitglieder ist erreicht, wenn bezugnehmend auf 
die Gemeindevertretung Ostseebad Mönchgut mindestens 6 von 11 Mitglieder für 
die Durchführung stimmen. 
    
 



2. Zeitpunkt des Bürgerentscheides: 
Gemäß § 20 Abs. 3 KV M-V i.V.m. § 17 Abs. 1 S. 3 KV-DVO M-V ist mit der 
Beschlussfassung auch der Zeitpunkt des Bürgerentscheides zu bestimmen. Da 
die Gemeindevertretung mit dem Beschluss-Nr.: 451-32/23 eine reine 
Briefabstimmung festgelegt hat, ist der Termin für den Bürgerentscheid nicht 
an einen Sonntag gebunden. Das Datum ist von der Gemeindevertretung zu 
bestimmen. 
 
reine Briefabstimmung: Es werden allen Stimmberechtigten die 
Briefabstimmungsunterlagen unaufgefordert zugesandt. Die Bekanntmachung 
erfolgt per Aushang und im Internet, ohne Versendung von 
Wahlbenachrichtigungen.  
 
3. Bekanntmachungen: 
Den durch die Gemeindevertretung bestimmten Zeitpunkt des Bürgerentscheides, 
die zu entscheidende Frage, die Art der Durchführung, den Abstimmungs-
zeitraum sowie die Voraussetzungen für die Stimmberechtigungen und die 
Stimmabgabe macht die Gemeinde frühestens sechs und spätestens zwei Wochen 
vor dem Beginn des Bürgerentscheides öffentlich bekannt.  
 
Der Gemeindevertretung wird unter Berücksichtigung von weiteren 
Bearbeitungsvorgängen, Vorbereitungsmaßnahmen und einer möglichst 
frühzeitigen Übersendung der Abstimmungsunterlagen an die Wahlberechtigten 
der 02.02.2024 vorgeschlagen. 
 
Gez. H. Schellschmidt 
_______________________ 
Unterschrift Sachgebiet 
 
 
Stellungnahme des Amtes zu haushaltsrechtlichen Auswirkungen gem. § 31 Abs. 
2 KV M-V, wenn der Haushalt der Gemeinde berührt wird: 
 
./. 
__________________________________________________________ 

Unterschrift Finanzen 
 
 
Rechtsgrundlage: § 20 KV M-V, §§ 14  18 KV-DVO M-V 
 
 
Beschlussempfehlung des Ausschusses:  
ohne 
 
Beschlussempfehlung der Gemeindevertretung: 

beschließt abweichend vom 
Beschluss-Nr.: 451-32/23 vom 13.07.2023 gemäß § 20 Abs. 3 Kommunalverfassung 
M-V die Durchführung eines Bürgerentscheides durch Vertreterbegehren. Es 
wird zu folgender Festlegung folgende Änderung getroffen: 
 

3. Der Entscheid findet am Freitag, 02.02.2024 in der Zeit bis 18:00 Uhr 
im Rahmen einer reinen Briefabstimmung statt. Die 
Briefabstimmungsunterlagen werden den Abstimmungsberechtigten 
unaufgefordert zugesendet.  

 
 
 
Gez. H. Schellschmidt     ./. 
Unterschrift Amtsleiter Unterschrift Sachbearbeiter/in 
 
























